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1. E-Rezept in der Gesundheitsversorgung (Patientendaten-Schutz-Gesetz PDSG) 

 
Ein Kollege der BLVN-LSV machte mich auf einen Artikel in der FAZ (v. 23.2.2021, S. T4) zu diesem Thema 
aufmerksam. Er hatte Zweifel in Richtung Datenschutz.  
Seine Zweifel zu datenschutzrechtlichen Bedenken und sicherheitsspezifischen Gefahren im 
Zusammenhang mit der Nutzung der elektronischen Patientenakte und dem elektronischen Rezept richtete 
er an den Sozialverband Deutschland (SoVD). 
Die Antwort des SoVD ist neben RB 151 im Anhang abgelegt. 
 
Das Bundesgesundheitsministerium schrieb am 8. Januar 2021 dazu: 

- Damit die Behandlung mit Arzneimitteln sicherer wird, Abläufe in der Arztpraxis und der Apotheke 
vereinfacht werden und auch die Zettelwirtschaft im Gesundheitswesen aufhört, führen wir 
verpflichtend ab 1. Januar 2022 das E-Rezept ein.  

- Wenn Sie beispielsweise die Möglichkeit in Anspruch nehmen, sich per Videosprechstunde ärztlich 
beraten zu lassen, ist die Möglichkeit zur Ausstellung elektronischer Rezepte unverzichtbar. Wir 
machen den Weg frei, dass Sie für die Abholung Ihres Rezepts anschließend nicht in die Arztpraxis 
kommen müssen. Auch bei „normalen“ Arztbesuchen erhalten Sie künftig ein E-Rezept“. 

Weiteres dazu unter http://www.bundesgesundheitsministerium.de/e-rezept.html   
 
An dieser Stelle spätestens fragt man sich, ob die Zustellung eines Rezeptes per Post ab 1. Januar 2022 
nicht mehr gegeben ist und muss ich mich für die zukünftige medizinische Versorgung mit einem 
Smartphone und der dazu nötigen App elektronisch aufrüsten.  
Auszug aus der DAZ:  

- Die Versicherten können gegenüber den Leistungserbringern wählen, ob ihnen die Zugriffsdaten für 
die Verordnung digital oder über einen Code in Papierform zu Verfügung gestellt werden. 

 
Eine ausführliche Stellungnahme (lesenswert) der Apotheker zum E-Rezept finden Sie unter   
http://www.apo-stb.de/steuerberater-apotheke-l/apotheke-e-rezept   > „Vor- und Nachteile des E-Rezepts“ < 
und in der DAZ  www.deutsche-apotheker-zeitung.de. 
 
Quellen: Bundesgesundheitsministerium, Apotheken Steuerberatung, Sozialverband Deutschland, 
Patientendatenschutzgesetz (PDSG), Deutsche Apotheker Zeitung (DAZ) 
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2. Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts 
 
Ziel des Reformvorhabens ist es der Bundesregierung zufolge, das Vormundschafts- und Betreuungsrecht 
umfassend zu modernisieren und neu zu strukturieren (Gesetzentwurf 19/24445). Das vorgelegte 
Gesetzespaket sehe einschließlich aller Folgeanpassungen eine Änderung von 46 Gesetzen vor.  
Unter anderem ist vorgesehen, im Vormundschaftsrecht den Mündel mit seinen Rechten als Subjekt ins 
Zentrum zu stellen, die Personensorge und die Rechte der Pflegeeltern, bei denen die Mündel aufwachsen, 
zu stärken. Die verschiedenen Vormundschaftstypen werden zu einem Gesamtsystem zusammengefügt, in 
dem die beruflichen Vormünder einschließlich des Jugendamtes als Amtsvormund gleichrangig sind. Nur 
ehrenamtliche Vormünder sollen vorrangig zu bestellen sein. 
Im Betreuungsrecht sind die Änderungen laut Bundesregierung darauf ausgerichtet, die Selbstbestimmung 
und die Autonomie unterstützungsbedürftiger Menschen im Vorfeld und innerhalb einer rechtlichen 
Betreuung im Sinne von Artikel 12 der UN-Behindertenrechtskonvention zu stärken. Es soll zudem klarer 
geregelt werden, dass die rechtliche Betreuung in erster Linie eine Unterstützung des Betreuten bei der 
Besorgung seiner Angelegenheiten durch eigenes selbstbestimmtes Handeln gewährleistet und der Betreuer 
das Mittel der Stellvertretung nur eingesetzt werden darf, soweit es erforderlich ist. 
 
Quelle: Deutscher Bundestag 
 
 

3. Stärkung des Ehrenamtes 
 
Pressemitteilung der Staatskanzlei Niedersachsen v. 16.03.2021 (Kurzform) 
 
Die Landesregierung ändert das Niedersächsische Kommunalverfassungsgesetz, um das kommunale 
Ehrenamt und die Bürgerbeteiligung zu stärken. 
Die Landesregierung hat am Montag, den 15.03.2021, den Gesetzentwurf zur Novellierung des 
Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes beschlossen und zur Verbandsanhörung freigegeben. 
Stärkung des kommunalen Ehrenamts in den Kommunen: 

- Das bisher für die kommunalen Abgeordneten geltende Behinderungsverbot soll um ein 
Benachteiligungsverbot ergänzt werden. Eine entsprechende Regelung gibt es bereits bei den 
Freiwilligen Feuerwehren und ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern. 

- Die häufig ehrenamtlich geführten Mitgliedsgemeinden sollen durch die Samtgemeinde bei der 
Umsetzung des Gesetzes über digitale Verwaltung und Informationssicherheit unterstützt werden. 
Hintergrund: Auch die Mitgliedsgemeinden müssten zukünftig einen Zugang für die Übermittlung 
elektronischer Dokumente eröffnen, elektronische Informationen und elektronische Formulare über 
die Internetseite bereitstellen sowie elektronische Rechnungen empfangen und verarbeiten. Dafür 
benötigen die Mitgliedsgemeinden die fachliche Unterstützung der Samtgemeinde. 

 
Quelle: Staatskanzlei Niedersachsen 
 
 

4. Wie beantrage ich meine Rente? 
 
Auch Ihr Arbeitsleben endet, irgendwann. Ein neuer Lebensabschnitt als Rentnerin oder Rentner beginnt 
und für diesen benötigen Sie finanzielle Unterstützung durch die Deutsche Rentenversicherung in Form 
einer Rente. Der vorgezogene Beginn des Ruhestands kann unterschiedlich sein, das Erreichen der 
Altersgrenze ist festgelegt. Wie auch immer der Wechsel vom aktiven Arbeitsleben in den verdienten 
Ruhestand vollzuzogen wird, die Gehaltszahlungen bleiben aus und dann? 
Achtung! Die Rente kommt nicht automatisch, wenn Sie das Rentenalter erreichen. Denn alle Renten aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung gibt es nur auf Antrag – so vorgeschrieben durch den Gesetzgeber. 
Deshalb müssen Sie unbedingt einen Antrag stellen, um Ihr Rentenverfahren einzuleiten. Das sollte 
mindestens drei Monate vor dem beabsichtigten Rentenbeginn passieren. 
Damit alles vollständig berücksichtigt werden kann, ist Ihre Mithilfe gefragt. Alle Angaben, die Sie im Antrag 
machen, fließen in den Rentenbescheid ein. Als Checkliste dient Ihnen und der Deutschen 
Rentenversicherung das Antragsformular. 
Damit Sie nicht überrascht werden und sich schon vorher informieren möchten was bei der Antragstellung zu 
beachten ist, hier bekommen Sie die nötige Unterstützung aus sicherer Quelle: 
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http://www.deutsche-rentenversicherung-de  >  Startseite > Rente > Kurz vor der Rente > Wie beantrage ich 
meine Rente? 
 
Schrittweise werden Sie durch die zu machenden Angaben, die für die Einleitung Ihres Rentenverfahrens 
gebraucht werden, geführt.  
Sie können Ihren Antrag aber auch von Ihrem Computer stellen, indem Sie > Zum Antrag < anklicken. 
Ungefähr drei Monate vor dem Zeitpunkt des angestrebten Ruhestandsbeginns werden Sie durch ein 
Schreiben des NLBV mit Anlagen an Ihren Ausstieg aus dem aktiven Dienst erinnert.  
 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

 
5. Einkommensnachweis berücksichtigungsfähiger Angehöriger 

 
Das Landesamt für Bezüge und Versorgung (NLBV) verlangt einen Einkommensnachweis bei der 
Einreichung eines Beihilfeantrags für berücksichtigungsfähige Angehörige. 
Der Grund: 
Auszug aus - Niedersächsische Beihilfeverordnung (NBhVO) - 

- § 2 Aufwendungen von berücksichtigungsfähigen Angehörigen bei wechselnder Einkommenshöhe 
und bei individuell eingeschränkter Versicherbarkeit des Kostenrisikos, Berücksichtigung des 
Kaufkraftausgleichs 

 
(1) Wird für Aufwendungen von berücksichtigungsfähigen Angehörigen nach § 80 Abs. 2 Nr. 1 NBG 

wegen Überschreitens der Einkommensgrenze Beihilfe nicht gewährt (§ 80 Abs. 3 Satz 2 NBG), 
überschreitet aber das Einkommen die Einkommensgrenze im laufenden Kalenderjahr 
voraussichtlich nicht, so wird Beihilfe unter dem Vorbehalt des Widerrufs bei Überschreiten der 
Einkommensgrenze gewährt. 
Die Höhe des Einkommens ist durch Vorlage einer Ablichtung des Steuerbescheides nachzuweisen. 

 
Quelle: NBhVO 
 
 

6. Pflegebedürftigkeit in Deutschland 
 
In mehreren Schritten hat die Bundesregierung die Leistungen in der Pflege ausgeweitet. Im Januar 2017 
wurden aus drei Pflegestufen fünf Pflegegrade und ein neuer, weiter gefasster Pflegebedürftigkeitsbegriff 
eingeführt. Durch den demografischen Wandel werden immer mehr Menschen in das pflegerelevante Alter 
vorrücken, die Anzahl der Pflegebedürftigen steigt.  
In nur drei Jahren stieg die Zahl der Personen von 2,75 Mio. auf 4,25 Mio. Das Statistische Bundesamt geht 
davon aus, dass die Zahl bis 2030 auf 4,8 Mio. anwachsen wird. Nicht nur die Zahl Pflegebedürftiger steigt, 
auch die Pflegedauer hat zugenommen. Jede zweite Person (49,7 Prozent), die 2011 pflegebedürftig wurde, 
hat auch nach 24 Monaten Leistungen aus der Pflegeversicherung bezogen, 2017 waren es schon 64,9 
Prozent. Die Leistungsausgaben der Pflegepflichtversicherung sind somit stark gestiegen und mussten über 
höhere Beiträge in der Pflegepflichtversicherung finanziert werden.  
In der Sozialen Pflegeversicherung zahlt der gesetzlich versicherte Durchschnittsverdiener mittlerweile 115 
Euro monatlich. Ein privatversicherter Arbeitnehmer, der 1995 zum Start der Pflegeversicherung 35 Jahre alt 
war, zahlt aktuell 72 Euro pro Monat. 
Die Kalkulation einer privaten Pflegezusatzversicherung sowie die Notwendigkeit einer Beitragsanpassung 
erfolgt nach gesetzlichen Vorgaben und wird von unabhängigen Treuhändern geprüft. 
Leistungsausweitungen und Zinsrückgänge treffen ältere Versicherte stärker als junge, weil in einer kürzeren 
Zeit die zusätzlichen Alterungsrückstellungen gebildet und niedrigere Verzinsungen ausgeglichen werden 
müssen. 
 
Und das wäre zu bedenken: 
Sollten Sie wegen einer Beitragserhöhung oder durch Zahlungsschwierigkeiten am Fortbestand der 
Pflegezusatzversicherung zweifeln, wird dringend von einer Kündigung des Tarifs abgeraten. In diesem Fall 
gehen die gebildeten Alterungsrückstellungen verloren! 
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Setzen Sie sich mit Ihrem Versicherer in Verbindung und denken Sie über die Möglichkeiten einer 
Beitragssenkung durch eine Anpassung der Leistungen nach. 
 
Quelle: PKV 
 
 

7. Covid-19 Impfung: Antworten auf häufig gestellte Fragen 
 
Hier eine davon mit der Antwort: 

- Gibt es einen Fahrdienst zur Corona-Schutzimpfung? 
 

Einen zentral organisierten Fahrdienst gibt es nicht. Viele Landkreise und kreisfreie Städte haben den ÖPNV 
erweitert. Oder bieten Fahrdienste an, um Menschen, die nicht selbst Auto fahren können, in die Impfzentren 
zu bringen. 
Wenn Sie zu der aktuell impfberechtigten Gruppe gehören, in Ihrer Mobilität eingeschränkt sind und aus 
medizinischen Gründen auf eine Einzelbeförderung ins Impfzentrum angewiesen sind, stellt Ihnen Ihre 
Hausarztpraxis eine Beförderungsbescheinigung für ein Taxi aus. Die Kosten für die Fahrten werden 
übernommen. 
 
Weiteres unter: 
http://www.niedersachsen.de/Coronavirus/antworten_auf_haufig_gestellte_fragen_faq/faq-impfung-
195559.html  
 
Quelle: www.niedersachsen.de  
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